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Leben ist ein Menschenrecht !   

Gesundheitssysteme stärken

Ghana braucht seine Ärzte selbst

G hana gilt in Westafrika als Musterbei- 
 spiel eines sich friedlich entwickeln- 
den Landes. Obgleich die demokratische Re-
gierung sehr viele Maßnahmen unternimmt, 
um auch den armen Bevölkerungsgruppen des  
Landes Bildungs- und Gesundheitsdienste an- 
bieten zu können, leidet Ghana unter einem 
massiven Weggang von ÄrztInnen und ande- 
rem medizinischen Personal. 
 
 In den vergangenen zehn Jahren haben  
etwa 30 Prozent aller Gesundheitsfachkräfte, 
die in Ghana ausgebildet wurden, das Land 
verlassen. Besonders dramatisch sieht es bei 
den ÄrztInnen aus, von denen zwei Drittel, die  
zwischen 1993 und 2003 Medizin studiert  
haben, inzwischen in meist englischspra- 
chigen Industrieländern arbeiten. Dafür sind  
unterschiedliche Faktoren verantwortlich.  
Vor allem ländliche Krankenhäuser haben es 
schwer, ärztliches Personal zu finden: Neben 
der fehlenden Infrastruktur, die auch gute 
Schulen für die eigenen Kinder beinhaltet, 
wird den ÄrztInnen meist zu wenig Gehalt 
und mangelhafte soziale Altersabsicherung 
bei gleichzeitig hoher Arbeitsbelastung und 
schlechten Arbeitsbedingungen geboten. 
Noch schwieriger ist es, einheimische Fach-
ärztInnen dazu zu bewegen, in ländlich abge-
legenen Krankenhäusern zu arbeiten. Bei den 
üblichen Gehältern sind auch sie oft gezwun-
gen, neben ihrer Krankenhaustätigkeit noch 
eine Privatpraxis zu betreiben. Dies funktio-
niert aber auf dem Lande nicht.

Gute Ansätze

Auf Grund dieses Fachärztemangels unter-
stützt der Evangelische Entwicklungsdienst 
(eed) seit vielen Jahren ein Krankenhaus der  
Presbyterianischen Kirche in Ghana. Das  
Agogo Hospital ist das größte Distriktkran- 
kenhaus, das diese Kirche in ländlicher Ge- 
gend unterhält. In den vergangenen Jahren 
hat der eed einen Chirurg, eine Kinderärztin 
und eine Frauenärztin dorthin entsendet. Eine  
ihrer Aufgaben besteht darin, junge Ärzte  
und Ärztinnen auszubilden. So ist das Agogo  
Hospital offiziell als Ausbildungskranken-
haus für die drei Bereiche Chirurgie, Kinder-  
und Frauenheilkunde anerkannt. Sowohl der  
Staat als auch die Kirchen haben erkannt, wie  
wichtig es ist, den ÄrztInnen mehr zu bezah- 
len. Damit konnte inzwischen erreicht wer- 
den, dass es für junge ÄrztInnen durchaus  
möglich ist, von dem staatlichen/kirchlichen  
Gehalt zu leben. 
 
 In einem nächsten Schritt sollen nun  
die Arbeitsbedingungen weiter verbessert und  
damit bereits fertige ghanaische FachärztIn- 
nen dazu bewegt werden, am Agogo Kranken- 
haus zu arbeiten und junge KollegInnen aus- 
zubilden. Parallel dazu sollen Stipendien an  
junge ÄrztInnen vergeben werden, die damit  
innerhalb von drei Jahren eine Facharztausbil- 
dung im Land machen können und sich als  
Gegenleistung verpflichten, für einige Jahre  
im Agogo Krankenhaus zu arbeiten.
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West-Gonja-Hospital im Norden Ghanas Medizinische Fachkraft in Äthiopien

Abwerben beenden

Medizinisches Fachpersonal langfristig im ei- 
genen Land zu halten kann aber nur gelingen,  
wenn die Abwerbung von medizinischem Per- 
sonal durch die Industrieländer reglementiert  
wird. Die EU-Ratspräsidentschaft in Deutsch-
land wurde für ein neues Aktionsprogramm 
der EU-Länder genutzt (siehe Kasten oben).  
Es bleibt abzuwarten, ob dieser Kodex an der  
paradoxen Situation etwas ändert, dass bei  
erhöhten Entwicklungshilfegeldern die är- 
meren Länder gleichzeitig ihrer wichtigsten  
Ressource – nämlich des medizinischen Fach- 
personals – beraubt werden.
 

Dr. Jochen Bitzer ist Projektberater für Afrika  
und Asien beim Deutschen Institut für Ärztliche  
Mission (Difäm) in Tübingen

Brain Drain Kodex
Während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
im ersten Halbjahr 2007 hat der europäische Rat  
ein 14 Punkte umfassendes Aktionsprogramm 
verabschiedet, das den kritischen Mangel an 
Gesundheitsfachkräften in Entwicklungsländern 
verhindern soll. Durch eine aufeinander abge-
stimmte Strategie wollen die EU-Mitgliedsstaaten  
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen im 
Gesundheitssektor in Entwicklungsländern bei-
tragen. Ziel des Aktionsplanes ist es, in diesen 
Ländern zusätzliche Kräfte vor Ort zu rekrutie- 
ren, auszubilden und zu behalten (treat, train and 
retain). Positiv ist der politische Wille der EU, 
einen Kodex voranzubringen, mit dem sich die  
Mitgliedsstaaten verpflichten, Gesundheitsfach-
kräfte nur noch bedingt anzuwerben. Unklar ist 
jedoch, wann diese wiederholte Ankündigung 
endlich umgesetzt wird.



Füllhorn der Visionen in Rostock – 
Leere Versprechen in Heiligendamm?
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Beschlüsse widersprüchlich

In einem zweiten Arbeitsschwerpunkt wäh-
rend der mehrmonatigen Vorbereitung für den  
G8-Gipfel wurde versucht, die G8-Agenda 
zu beeinflussen. Unterstützt von den in der  
World Aids Campaign (WAC) zusammenge- 
schlossenen internationalen Aidskampagnen,  
forderte das Aktionsbündnis gegen AIDS die  
G8-Finanzminister und die Bundeskanzlerin  
mittels Faxaktionen und einem Positions-
papier auf, bis 2010 den „universellen Zugang  
zu Prävention, Behandlung, Pflege und Un-
terstützung“ zu erreichen. Durch die Betei- 
ligung des Bündnisses an den Foren für 
zivilgesellschaftlichen Dialog in Berlin und 
Bonn konnte auch den Forderungen nach 
ausreichender Finanzierung und einem lang-
fristigen, überprüfbaren Finanzplan Nach-
druck verliehen werden.

 Bis zum letzten Tag der G8-Verhand- 
lungen in Heiligendamm blieb unklar, ob  
das Abkommen des diesjährigen G8-Gipfels  
für die Bekämpfung von HIV/Aids einen  
Fort- oder sogar einen großen Rückschritt  
bringen würde. Nun sind die wesentlichen  
Gipfelergebnisse in zwei Dokumenten fest- 
gehalten. Die Gipfelerklärung zu „Wachstum  
und Verantwortung in der Weltwirtschaft“  
fasst die G8-Beratungsergebnisse zu wirt- 
schaftlichen, sozialen und ökologischen As- 
pekten der Globalisierung zusammen. Darin  
enthalten sind „entschiedene“ Bekenntnisse  
zur offenen Investitionsfreiheit mit sozialer  
Verantwortung, zur Wachstumsförderung,  
zur besseren Förderung von Innovationen  
und dem Schutz geistiger Eigentumsrechte.  
Dabei sollen auch die Schwellenländer ein- 
bezogen werden.

M it prominent besetzten Podien, 120 
 internationalen Workshops sowie 
zahlreichen Aktionen zog der Alternativgip- 
fel rund 2.000 TeilnehmerInnen aus über  
40 Ländern an. Globalisierungskritiker aus 
Kirchen, Gewerkschaften, Universitäten und  
NRO brandmarkten die Profitmaximierung  
transnationaler Konzerne, die öffentliche Gü-
ter monopolisierten und landeseigene Produk- 
tionen (auch von Medikamenten) zerstörten.  
Zudem fehle den Industrienationen bislang der  
politische Wille, ihre wirtschaftlichen Eigen- 
interessen zurückzustellen. RednerInnen aus  
Afrika forderten nicht Moral und Almosen,  
sondern gerechte Handels- und Weltmarkt- 
strukturen sowie die Anerkennung und Um- 
setzung aller menschenrechtlichen Verpflich- 
tungen. Das Aktionsbündnis gegen AIDS ge- 
hörte zu den Trägerorganisationen des Alter- 

nativgipfels und engagierte sich bei der Or- 
ganisation von drei Workshops zum Thema  
HIV/Aids. Im Austausch mit der Kindernot- 
hilfe, dem Bund der Deutschen Katholischen  
Jugend, dem Leipziger Missionswerk und Brot  
für die Welt standen die Erfahrungen kirch- 
licher Organisationen mit gesellschaftlichen  
Tabus wie geschlechtsspezifischer Gewalt im  
Mittelpunkt. Gäste aus Afrika, Asien, Latein- 
amerika und Deutschland berichteten über  
ihre Präventions- und Aidsarbeit mit Jugend- 
lichen. In Zusammenarbeit mit den inter- 
nationalen NRO Oxfam, Action Aid und dem  
Action for Global Health Network disku- 
tierte das Aktionsbündnis den bislang wenig  
beachteten Zusammenhang zwischen der Po- 
litik der Gebergemeinschaft, den schwachen  
Gesundheitssystemen Afrikas und der wach- 
senden Feminisierung der Aids-Epidemie. 

Erfahrungsaustausch mit internationalen Gästen auf den Podien

Eine Woche lang dominierte der G8-Gipfel die deutschen Medienberichte. Die Bilder der gewaltsamen  
Ausschreitungen aus Rostock drohten zu Beginn der Aktionswoche die politischen Forderungen der  
globalisierungskritischen Nichtregierungsorganisationen (NRO) zu überschatten. Doch ein deutliches  
„Nein zu Gewalt“ und ein gelungener Alternativgipfel führten dazu, dass sich das öffentliche Inter- 
esse dann auch den inhaltlichen Anliegen der Aktivisten zuwandte.
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	 Doch lassen die G8 nicht erkennen, ob  
sie in Zukunft weniger Druck auf Länder  
wie Brasilien oder Thailand ausüben werden,  
damit diese – die Flexibilitäten des TRIPS- 
Abkommens voll ausschöpfend – bezahlba- 
re Nachahmerpräparate von Medikamenten  
herstellen können. Dieser Widerspruch, einer- 
seits zusätzliche Mittel für die Bekämpfung  
von HIV und Aids zur Verfügung zu stellen,  
andererseits aber das Patentrecht zu verschär- 
fen, wurde von Ärzte ohne Grenzen als gefähr- 
liche Doppelzüngigkeit kritisiert. Das zweite  
Abschlussdokument ist auf Afrikas Entwick- 
lung ausgerichtet. Es soll der Bekämpfung von  
Armut und epidemischen Krankheiten einen  
besonderen Schub geben.

Verpflichtungen unklar 

Obwohl bereits eingegangene Verpflichtun-
gen bekräftigt werden und die G8-Regie- 
rungen Finanzmittel in Höhe von 60 Milliar- 
den US-Dollar (ca. 44 Milliarden Euro) zur  
Stärkung der Gesundheitssysteme und für  
die dauerhafte Bekämpfung von HIV/Aids,  
Tuberkulose und Malaria bereitstellen, herrscht  
große Enttäuschung über das Dokument bei 
Nichtregierungsorganisationen. Denn die be-
wusst beeindruckende Zahl muss gegen das 
Licht gehalten und auf ihren effektiven Wert 
überprüft werden: In welchem Zeitrahmen sol- 
len die Zahlungen geleistet werden? Es wird  
kein konkretes Zeitziel genannt. Handelt es sich  
tatsächlich um zusätzliche, neue Mittel oder 
werden längst gemachte, aber noch nicht ein- 
gelöste Zusagen eingerechnet? UN-Schät- 
zungen zufolge sind in den Jahren 2008 bis  
2012 insgesamt mehr als 190 Milliarden US- 
Dollar nötig, um Aids, Tuberkulose und Malaria  

wirksam zu bekämpfen. Um das zu erreichen,  
müssten die angekündigten Mittel spätestens  
bis 2010 aufgebracht werden. Dafür liefert die  
Deklaration jedoch keinen Anhaltspunkt.  
Fraglich ist auch, wo die zusätzlichen Mittel  
herkommen sollen. So wichtig die Zusage der  
Bundesregierung ist, bis 2015 die jährlichen  
Mittel zur Bekämpfung von HIV/Aids auf 
500 Millionen Euro zu erhöhen, so unklar  
bleibt, ob und in welchem Umfang zukünftig  
innovative Finanzmechanismen zum Einsatz  
kommen. Nach wie vor fehlt ein konkreter  
Finanzierungs- und Umsetzungsplan.

 Scharf kritisierten NRO darüber hi- 
naus, dass anstelle der Gleneagles-Verpflich- 
tung des „universellen Zugangs zur Behand- 
lung für alle“, in den nächsten Jahren nur  
noch etwa fünf Millionen Menschen in Af- 
rika Zugang zu den lebensrettenden anti- 
retroviralen Medikamenten erhalten sollen.  
Schätzungen der WHO und UNAIDS zu Folge  
werden jedoch schon 2010 sieben Millionen  
Menschen dort eine solche Behandlung be- 
nötigen.    

Bedarf anerkannt 
 
Für den Globalen Fonds zur Bekämpfung  
von Aids, Tuberkulose und Malaria (GFATM) 
konnten hingegen positive Ergebnisse erzielt 
werden, denn die G8-Mitglieder haben den  
zusätzlichen Bedarf des Globalen Fonds von  
8 Milliarden US-Dollar im Jahr 2010 an-
erkannt und sich verpflichtet, diesen wieder 
aufzufüllen. Nun kommt es darauf an, dass  
diese Zusage bei der Wiederauffüllungs- 
konferenz im September in Berlin auch ein- 
gelöst wird. 

Mangelnde Einsicht 

Die Passagen der G8-Erklärung zur Stärkung  
der Gesundheitssysteme in Afrika sind eher 
kritisch zu betrachten. So fehlt zum einen  
ein konkretes Finanzierungsangebot, um den  
Zugang zu „qualitativ hochwertiger Gesund- 
heitsversorgung für Arme und Benachteilig- 
te“ zu sichern. Zum anderen vermissen na- 
tionale und internationale Aids-Kampagnen 
eine deutliche politische Willenserklärung  
der G8-Staaten, den Prozess der Abwerbung 
von Gesundheitsfachkräften zu stoppen. Hier  
hatten sich NRO neben ethischen Selbst- 
verpflichtungen auch konkrete Finanzmit- 
telzusagen erhofft, um die Lücke von über 
4 Millionen Gesundheitsfachkräften bald zu  
schließen.
 
 Das Aktionsbündnis gegen AIDS hat 
sich im Kanon der Nichtregierungsorganisa- 
tionen mit einer bündnisfähigen, aber eigen-
ständigen, kritischen Stimme zu Wort gemel- 
det. Es hat sich im G8-Prozess einen festen  
Platz in den weiterhin nötigen Diskussions- 
runden mit RegierungsvertreterInnen erar-
beitet. Die positiven Ergebnisse und Zusagen 
brauchen eine erhebliche Portion politischen 
Willen, damit sie auch nach dem Abebben der 
medialen Aufmerksamkeit umgesetzt werden.  
Die Leerstellen, die das Dokument hinter-
lassen hat, müssen nun mit langem Atem und  
vielen Bündnispartnern sowie durch Druck 
von zivilgesellschaftlichen und parlamenta- 
rischen Kräften auf die Agenda der Regierun- 
gen gebracht werden.

Dr. Birte Rodenberg ist entwicklungspolitische  
Beraterin des Aktionsbündnisses gegen AIDS 

Die Konferenzergebnisse und zentralen Dokumente 
des G8-Prozesses können von den Webseiten 
www.g-8.de und www.bmz.de herunter geladen  
werden. Eine ausführliche Auswertung der  
G8-Ergebnisse ist unter www.aids-kampagne.de 
nachzulesen.
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Spontandemo des BDKJ Baden-Württemberg in Rostock

Offenes Forum für Jugendliche
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